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Anfrage 

 
 
 
 

des Abgeordneten Martin Fasan an  
Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Heidemaria Onodi 
gemäß § 39 LGO betreffend § 56 NÖ Bauordnung 
 
 
 

Begründung: 
 

 
Die Volksanwaltschaft hat im Zuge eines Prüfverfahrens Probleme bei der Regelung 
zur Ortsbildgestaltung gemäß § 56 NÖ Bauordnung aufgegriffen und ist an den NÖ 
Landtag mit dem Ersuchen herangetreten, die (nachstehenden) Überlegungen im 
Zuge einer allfälligen Novellierung des § 56 NÖ BauO einfließen zu lassen.  
 
In Ihrem Schreiben an den Niederösterreichischen Landtag vom 27. Oktober 2005 
führt die Volksanwaltschaft aus: 
 

 

Landtag von Niederösterreich 
Landtagsdirektion 

Eing.: 29.11.2005 

Ltg.-536/A-4/110-2005 

     -Ausschuss 
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Der Unterfertigte stellt daher an  

die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin 
 
folgende  
 

Anfrage 
 
1. Trifft es zu, dass in der Judikatur der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts bei der 

Beurteilung nach § 56 NÖ BauO, ob sich ein Bauvorhaben harmonisch in die 
Umgebung einfügt, die Frage der Rechtmäßigkeit des (vorhandenen) Bestandes 
unberücksichtigt zu bleiben hat? 

2. Wie beurteilen Sie die Tatsache, dass auch ein vorhandener „Schwarzbau“ bei 
der Beurteilung der Voraussetzungen nach § 56 NÖ BauO herangezogen werden 
kann? 

3. Welche typischen Fallkonstellationen stellen sich in der NÖ Verwaltungspraxis bei 
der von der Volksanwaltschaft kritisierten Problemlage? 

4. Wie beurteilen Sie die Benachteiligung von BauwerberInnen, die die gesetzlichen 
Bestimmungen einhalten, gegenüber solchen, die das nicht tun? 

5. Besteht Ihrer Einschätzung nach ein legistischer Handlungsbedarf zur 
Beseitigung dieser Benachteiligung? Wenn nein, warum nicht? Wenn ja, welche 
Änderungen erachten Sie für notwendig und welche Initiativen für eine 
Novellierung von § 56 NÖ BauO werden Sie setzen? 

 
 
LAbg. Martin Fasan 


